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Freie und Hansestadt Hamburg
Bezirksversammlung Harburg

Öffentliche Bekanntmachung
einer Sitzung des Ausschusses für Soziales, Bildung und Integration 
am Montag den 10.04.2017 um 18:00 Uhr 

Raum, Ort: Mehrzwecksaal im SDZ, Harburger Rathausforum 1, 21073 Hamburg

T a g e s o r d n u n g:

Öffentlicher Teil:

1 Antrag Grüne betr. Hamburg als "Welcoming City" - 
Weiterentwicklung des Hamburg Welcome Centers

20-1554

Referenten der BASFI, der Bezirksämter Hamburg 
Mitte und Harburg

2 Standortverlagerung des Fachamtes Hilfen zur Betreuung - 
Anhörung der Bezirksversammlung

20-2402

Vertreter des Bezirksamtes Hamburg-Altona

3 Antrag SPD betr.: Bestattungen von verstorbenen Beziehern von 
Grundsicherungsleistungen

20-1923

Bericht der Verwaltung

4 Antrag auf Verwendung von Projektmitteln aus der 
Rahmenzuweisung "Offene Seniorenarbeit"

20-2796

5 Erstellung einer Internetseite mit einem schwarzen Brett zur 
Förderung der nachbarschaftlichen Hilfen und der sozialen Teilhabe 
von Seniorinnen und Senioren in Neuwiedenthal
Zuwendung aus der Rahmenzuweisung Seniorenarbeit in den 
Bezirken

20-2797

6 Mitteilungen der Verwaltung

7 Verschiedenes

gez. Vorsitzende/r
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Freie und Hansestadt Hamburg
Bezirksversammlung Harburg

Antrag

GRÜNE-Fraktion

Drucksachen–Nr.:

Datum:

20-1554

13.05.2016

Beratungsfolge
Gremium Datum

Antrag Grüne betr. Hamburg als "Welcoming City" - Weiterentwicklung des 
Hamburg Welcome Centers

Sachverhalt:
Rund 80.000 Menschen wählen jedes Jahr Hamburg als neuen Lebensmittelpunkt. Um gerade in der 
ersten Zeit das Einleben zu erleichtern, steht seit 2007 das Hamburg Welcome Center als Anlaufstelle 
zur Verfügung. Neben hoheitlichen Leistungen (Aufenthaltstitel und Melderecht) beinhaltet das 
Beratungsangebot den Allgemeiner Neubürgerservice, Bereich Ausbildungs- und Arbeitsmarkt und 
Anerkennungsberatung.

Der Fokus beim HWC lag anfangs noch auf der Zielgruppe der erfahrenen Fachkräfte und 
Führungskräfte und liegt mittlerweile auch auf potentiellen Fachkräften wie Azubis und Studierenden.

Mit der Drucksache 20-14264 vom 13.05.2015 hat der Senat die Weiterentwicklung des Hamburger 
Welcome Centers vorgestellt. Die Hamburger Verwaltung und ihre Dienststellen sollen sich unter dem 
Leitbild der „Welcoming City“ stetig weiterentwickeln. Bundesweit wird die Thematik auch unter dem 
Paradigmenwechsel vom „Ordnungsgedanken“ zum „Willkommensgedanken“ in den Ausländerbehörden 
diskutiert.

In der o.g. Drucksache zur Weiterentwicklung des HWC heißt es, dass das Hamburg Welcome Center als 
zentraler Dienstleister die bezirklichen Dienststellen bei ihrer serviceorientierten Kundenbetreuung 
unterstützen sowie das Hamburg Welcome Portal für bezirkliche Informationsangebote öffnen soll, damit 
die Willkommenskultur in den Ausländerdienststellen ressourceneffizient gestärkt wird. 

Darüber hinaus sollten gemeinsame Konzepte zur interkulturellen Öffnung entwickelt sowie gegenseitige 
Hospitationen etabliert werden. Die Bezirke haben ein Konzept für Personalschulungen  zur 
Serviceorientierung entwickelt, das Ende 2014/ Anfang 2015 in Zusammenarbeit mit dem ZAF pilotiert 
wurde. Zudem sollten die bezirklichen Ausländerdienststellen zukünftig stärker mit den 
Migrationsdienststellen für Erwachsene und Jugendmigrationsdiensten in den Bezirken 
zusammenarbeiten. Im Rahmen der Weiterentwicklung wurde auch die „Zentrale Anlaufstelle 
Anerkennung“ (ZAA) und das Projekt „Make it in Hamburg!“ in das HWC integriert.

Petitum/Beschluss:

Die Bezirksversammlung möge beschließen:

Der Vorsitzende der Bezirksversammlung wird gebeten, zeitnah eine Zuständige oder einen Zuständigen 
vom Hamburg Welcome Center und eine Zuständige oder einen Zuständigen der bezirklichen 
Ausländerbehörde Harburg in eine der nächsten Sitzungen des Ausschusses für Soziales, Bildung und 
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Integration einzuladen, um über die Umsetzung der oben genannten Ziele zu berichten. In diesem 
Zusammenhang sollte auch über die Zusammenarbeit mit der TU-Harburg und den 
Migrationsdienststellen  in Harburg berichtet werden. 

Antrag Tülin Akkoç und GRÜNE-Fraktion

Harburg, 12.05.2015

Britta Herrmann
Grüne-Fraktionsvorsitzende
f.d.R.
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Freie und Hansestadt Hamburg
Bezirksversammlung Harburg

Mitteilungsvorlage öffentlich Drucksachen–Nr.:

Datum:

20-2402

17.03.2017

Beratungsfolge
Gremium Datum

Öffentlich Ausschuss für Soziales, Bildung und Integration
Öffentlich Hauptausschuss

Standortverlagerung des Fachamtes Hilfen zur Betreuung - Anhörung der Be-
zirksversammlung

Sachverhalt:
s. Anlage

Anlage/n:
s. Anlage 

zu TOP 2.
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Freie und Hansestadt Hamburg
Bezirksversammlung Harburg

Antrag

SPD-Fraktion; Loss, Claudia; Musa, Sami; 
Esir, Pinar

Drucksachen–Nr.:

Datum:

20-1923

14.11.2016

Beratungsfolge
Gremium Datum

Öffentlich

Antrag SPD betr.: Bestattungen von verstorbenen Beziehern von Grundsiche-
rungsleistungen

Sachverhalt:

Vielfach sind für verstorbene Bezieher von Grundsicherungsleistungen die Angehörigen nicht in 
der Lage, die Kosten einer Bestattung zu übernehmen. Die erforderlichen Kosten einer Bestat-
tung werden übernommen, soweit den hierzu Verpflichteten nicht zugemutet werden kann, die 
Kosten zu tragen. (SGB XII § 74)

Auch gibt es Fälle, in denen keine Angehörigen sich um die Bestattungen kümmern wollen bzw. 
keine Angehörigen vorhanden oder ermittelbar sind. In diesen Fällen erfolgt eine sogenannte 
anonyme Sozialbestattung.

Wird im Todesfall niemand tätig, veranlasst die zuständige Behörde die Überführung der Leiche 
in eine Leichenhalle. Wird für eine in eine Leichenhalle eingelieferte Leiche kein Antrag auf Be-
stattung gestellt, so kann die zuständige Behörde vierzehn Tage nach Einlieferung die Bestat-
tung in einer Reihengrabstätte eines Friedhofes veranlassen. (Bestattungsgesetz Hamburg § 10 
(1) S.4+5)

Die Behörden sind gehalten, die Kosten gering zu halten. Das hat schon zu Situationen geführt, 
dass letzte zu Lebzeiten geäußerte Wünsche von Verstorbenen z. B . auf Beisetzung  in einem 
bestehenden Familiengrab nicht berücksichtigt wurden.

Petitum/Beschlussvorschlag:

Die Verwaltung wird gebeten, einen zuständigen Mitarbeiter oder eine zuständige Mitarbeiterin 
in den Ausschuss für Soziales, Bildung und Integration zu entsenden, um über das Verfahren 
von Bestattungen von Empfängern von Grundsicherung, siehe Antragstext,  zu berichten.
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Freie und Hansestadt Hamburg
Bezirksversammlung Harburg

Beschlussvorlage öffentlich Drucksachen–Nr.:

Datum:

20-2796

03.04.2017

Beratungsfolge
Gremium Datum

Öffentlich Ausschuss für Soziales, Bildung und Integration

Antrag auf Verwendung von Projektmitteln aus der Rahmenzuweisung "Offene 
Seniorenarbeit"

Sachverhalt:
Siehe Anlage

Petitum/Beschluss:
Siehe Anlage

Anlage/n:
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Freie und Hansestadt Hamburg
Bezirksversammlung Harburg

Beschlussvorlage öffentlich Drucksachen–Nr.:

Datum:

20-2797

03.04.2017

Beratungsfolge
Gremium Datum

Öffentlich Ausschuss für Soziales, Bildung und Integration

Erstellung einer Internetseite mit einem schwarzen Brett zur Förderung der nach-
barschaftlichen Hilfen und der sozialen Teilhabe von Seniorinnen und Senioren in 
Neuwiedenthal
Zuwendung aus der Rahmenzuweisung Seniorenarbeit in den Bezirken

Sachverhalt:
Siehe Anlage

Petitum/Beschluss:
Siehe Anlage

Anlage/n:
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